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Landesring der Unabhängigen
Frauengruppe Zürich

gez. E. Widmer -Beyer

Frauengruppe der sozialdemokrati-
sehen Partei der Stadt Zürich
gez. Regina Kägi-Fuchsmann. Pias.

Demokratische Frauengruppe
Winterthur
gez. Emilie Bosshart

Liberale Frauengruppe
Winterthur
gez. H. Arbenz-Huber

Landesring der Unabhängigen
Frauengruppe des Kantons Zürich

gez. E. Weber

Sozialdemokratische Frauenkoni-
mission des Kantons Zürich

gez. E. Wiesner, Vicepräs.

Katholischer Frauenbund
Zürich-Stadt

gez. R. Zimmermann-Dirr, Präs.

Chronik der Frauenstimmrechtsbewegung in den
Parlamenten

Aus dem Genfer Kantonsparlament

Der Grosse Rat behandelte die Gesetzesvorlage über die politi-
sehen Rechte der Frauen. Der von der zuständigen Grossratskommission
genehmigte Text lautet wie folgt: „Alle Bürger ohne Unterschied des
Geschlechts können vom vollendeten 20. Altersjahre an die politischen
Rechte ausüben, sofern sie davon nicht auf Grund der Artikel 22, 23
und 24 der Kantonsverfassung ausgeschlossen sind. Die Frau, welche
durch Eheschliessung die schweizerische Nationalität erwirbt, kann ihre
politischen Rechte erst dann ausüben, wenn sie, vom vollendeten 15.
Altersjahr an gerechnet, mindestens fünf Jahre lang in der Schweiz
gewohnt hat".

Nach Beratung in zweiter und dritter Lesung wurde der gesamte
Antrag im Kommissionstext endgültig angenommen. Dafür stimmten alle
Mitglieder der PdA-Fraktion, alle Sozialisten, die Christlichsozialen mit
einer Ausnahme, die Mehrheit der nationaldemokratischen Fraktion und
drei Radikale, während die übrigen Radikalen und die Minderheit der
Nationaldemokraten dagegen votierten. Diese Verfassungsänderung un-
terliegt noch der Volksabstimmung, die wahrscheinlich vor den
Sommerferien stattfindet. 9. 3. 1953.

ük
Der Regierurigsrat von Raseiland zum Frauenstim mrecht

Das Problem des Frauenstimmrechts hat durch die positiv verlau-
fene Probeabstimmung in Genf neue Aktualität erhalten und wird auch
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andernorts erneut zur Diskussion gestellt. Im Kanton Basellartd ist im
Jahr 1948 der Regierungsrat durcih eine Motion eingeladen worden, zu
prüfen, ob durch eine Aenderung der Staatsverfassung den Gemein-
den das Recht einzuräumen sei, auf ihrem Boden den Frauen das aktive
und passive Wahlrecht zu gehen. Obschon durch die Verfassung die
Frauen nicht ausdrücklich vom politischen Leben ferngehalten werden,
hat das Wahlgesetz von 1919 das Stimmrecht nur Personen männlichen
Geschlechts zuerkannt. Wenn die Beschränkung aber durch ein Gesetz

erfolgt ist, so dürfte auch ei'ne Lockerung auf g e s e t z m ä s s i g e m
Weg möglich sein, um so mehr, als durch die Gesetzgebung ohne Ver-
fassüngsrevision das passive Wahlr echt der Frauen für Schul- und
Armenpflegen eingeführt wurde. Auch im erst in Kraft getretenen K i r -

chengesetz ist den staatlieh anerkannten Landeskirchen das Recht
verliehen worden, das Frauenstimmrecht zu gewähren.

Der Regierungsrat ist deshalb mehrheitlich zum Schluss ge-
kommen, dass die Einführung des Frauenstimmreohts in kantonalen und
Gemei'ndeangelegenheiten durch die Gesetzgebung möglich sei. Die starke
Verwerfung einer Verfassungsvorlage über die Frauenstimmrechtsfrage
im Jahr 1946 lehrt, dass die Einführung des Frauenstimmrechts wohl
eher Erfolg haben könnte, wenn sie schrittweise durch Revisionen
des Wahlgesetzes und des Gemeindegesetzes vorgenommen würde. Diese

Auffassung ,vertritt der Regierungsrat, der grundsätzlich in der Mehrheit

positiv zur Materie eingestellt ist.

Obschon logischerweise den Gemeinden bei einer Neuregelung die
Priorität zukäme, hegt der Regierungsrat die Befürchtung, dass die Ein-
gliederung der Frauen in die Gemeindeversammlungen, die
immer noch überall im Baselbiet den Boden für die Erledigung der Ge-
meindeangelegenheiten darstellen, gewisse Schwierigkeiten zeitigen wür-
de, da in grossen Ortschaften durch die Verdoppelung der Stimmberech-
tigten nahezu die Zahl 5000 erreicht würde. Die aktive Mitwirkung der
Frauen an der kantonalen Politik hätte den Vorteil einer geringem Be-

lastung der Frauen, da Wahl- und Stimmrecht durch die U r n e erfolgt.
Wenn sich dann später das Frauenstimmrecht in kantonalen Angelegen-
fieiten bewährt haben sollte, so stünde einer Ausdehnung auf die Ge-
meinden durch eine Revision des Gemeindegesetzes nichts im Weg.

Eine konsultative Probeabstimmung ist sowohl dem Regie-

rungsrat wie auch dem Landrat unsympathisch. Man möchte die
Lösung in einem endgültigen Entscheid herbeiführen, indem im Wahl-
gesetz eine Bestimmung aufgenommen würde, wonach den Frauen in
kantonalen Angelegenheiten Stimm- und Wahlrecht
einzuräumen sei, sobald die Mehrheit der Stimmenden sich positiv aus-
spricht. In diesem Sinne beantragt der Regierungsrat eine Ergänzung zum
Wahlgesetz vom 5. September 1952. NZZ.. 5. -3. 53.
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Aus dem Si. Caller Gemeinderat

Ein sozialdemokratisches Ratsmitglied beantragte in einer Motion,
den Stadtrat mit der Prüfung der Frage zu beauftragen, ob auch in der
Stadt St. Gallen eine konsultative Befragung der Frauen über ihre Stel-
lung zum Frauenstimmrecht durchgeführt werden solle. Während der
Stadtrat in seiner Mehrheit zur Entgegennahme der Motion geneigt war,
legte Stadtammann Dr. Anderegg die Gründe dar, die ihn veranlassten,
gegen eine solche Befragung auf nur kommunalem Boden einzutreten.
Nach längerer Diskussion wurde die Motion mehrheitlich abgelehnt.

Tgbk, 18. Febr. 1953

Der einzige Weg zum Schweizer Frauenstimmrecht
Hand aufs Herz! Es kann doch niemand, dem die Geschichte der

Abstimmungen über die politischen Frauenrechte bekannt ist, ernsthaft
glauben, dass im Kanton Genf im Anschluss an die erfolgreiche
Prauenbefragung dem weiblichen Teil der Bevölkerung durch eine ebenso
erfolgreiche Männerabstimmung die politischen Rechte verliehen werden.
Gleich welchen Inhalts, umfassend oder partiell, wird eine künftige Vor-
läge verworfen werden wie so manche andere kantonale Vorgängerin.
Denn der Genfer Mann wünscht, wie der Durchschnittsschweizer im all-
gemeinen, in seiner Mehrheit die politischen Frauenrechte nicht. Schon
verriet eine kurze Agenturmeldung, dass die Radikalen Genfs dem ersten
Schritt zu einer kantonalen Vorlage nicht zustimmten. Sie sind radikal
dagegen. Und wenn die Verfassungsänderung vors Volk kommt, werden
ausser diesen erklärten radikalen Gegnern aus ihren Wohnungen anonyme
Neinsager strömen, solche, die früher seitab standen und am 29./30. No-
vember erschraken, solche, denen an jenen Tagen auf der Strasse oder
zu Hause irgend etwas Unangenehmes begegnete, und solche, die denken :
..Dieses Mal gilt's ernst, du musst stimmen gehen".

Den Frauen Genfs einmal die Chance gegeben zu haben, sich selbst
zu bekennen, war und bleibt eine vornehme, zu Dank verpflichtende Tat
der politischen Führer des welschen Grenzkantons. Verschiedene Aeus-
serungen haben bewiesen, dass das Abstimmungsresultat manchen be-
eindruckte, der vorher mit der Parole „Die Frauen wollen selber nicht"
etwas leichtfertig umgegangen war. Weitere Probeabstimmungen könnten
sogar noch positiver ausfallen als in Genf, besonders wenn man sich einige
der dortigen Erfahrungen zu Nutzen machte.

Dennoch sind weitere Probeabstimmungen nur „ein grausames Spiel"
mit den Schweizer Frauen, auf denen die Anstrengungen der Volksauf-
klärung ruhen. Einmal mehr würden sie ihr spärliches Geld und ihre
Zeit einer praktisch bedeutungslosen Sache widmen. Sie wür-
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